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D
as Vergaberecht ist wieder einmal
in Bewegung. Die Europäische Kom-
mission arbeitet aktuell an einer um-
fassenden Modernisierung der eu-

ropäischen Regeln der öffentlichen Auftrags-
vergabe, der Europäische Gerichtshof lässt
mit spannenden Entscheidungen aufhorchen,
und der österreichische Gesetzgeber verlän-
gert nicht nur die Schwellenwerteverordnung
2009, sondern beschließt auch gleich noch
eine weitere Novelle zum Bundesvergabe -
gesetz 2006. 

Neues bei Direktvergabe. Bis 31. Dezember
2012 können sich öffentliche Auftraggeber
noch auf die – verlängerte – Schwellenwerte-
verordnung 2009 berufen und Aufträge bis zu
einem geschätzten Auftragswert von 100.000
€ formlos unmittelbar von einem ausgewähl-

ten Unternehmer bezie-
hen. Ab dem Jahr 2013 wird
diese befristete Privilegie-
rung der öffentlichen Auf-
traggeber nach heutigem
Stand auslaufen, sodass die
Direktvergabe nur noch bis
zum gesetzlich neu festge-
setzten Auftragswert von
50.000 € zulässig wäre. Für
Klein- und Mittelbetriebe
(KMU) ist der Effekt am-
bivalent: Der „Haus- und
Hoflieferant“ wird sich
 ärgern, sein bis dato über-
gangener Wettbewerber
wird sich hingegen freuen.
Neu ist auch, dass öffent-
liche Auftraggeber künftig

zum Zweck der Markterkundung auch rechts-
verbindliche Angebote auf dem Markt einho-
len können. Bis dato mussten sie sich – nach
dem Wortlaut des Gesetzes – mit unverbind-
lichen Preisauskünften begnügen.

Vorherige Bekanntmachung. Als Ausgleich
für die Einschränkungen bei der „echten Di-
rektvergabe“ hat der Gesetzgeber einen neu-
en Verfahrenstyp eingeführt, die sogenannte
„Direktvergabe mit vorheriger Bekanntma-
chung“. Dabei handelt es sich um ein im Ver-
gleich zur „echten Direktvergabe“ formali-
sierteres, aber immer noch weitgehend form-
freies Verfahren, das allerdings mit Transpa-
renzvorschriften angereichert wird: Der öf-
fentliche Auftraggeber muss nämlich die be-
absichtigte Auftragsvergabe unter Angabe von
Leistungsgegenstand, Erfüllungsort und Leis-

tungsfrist zumindest in einem elektronischen
Publikationsmedium bekannt machen. Zu-
sätzlich hat der öffentliche Auftraggeber un-
ter Angabe des Gesamtpreises kundzumachen,
welchem Unternehmer der Zuschlag erteilt
wurde. 

Mehr Transparenz. Durch die Pflicht zur Ex-
ante-Bekanntmachung können KMU jetzt im-
merhin von Aufträgen und den Kriterien für
den Zuschlag rechtzeitig Kenntnis erlangen.
Der öffentliche Auftraggeber kann aber be-
reits vorab festlegen, dass er nur von einem
Unternehmer ein Angebot einholen wird. An-
dererseits kann er auch vorsehen, dass er mit
mehreren Bietern verhandelt und ihre Anzahl
in weiterer Folge reduziert. Der Rechtsschutz
ist erheblich eingeschränkt und greift eigent-
lich nur bei schweren Verstößen gegen das
Vergaberecht. Das ist insofern relevant, als die
Direktvergabe mit vorheriger Bekanntma-
chung bis zu einem geschätzten Auftragswert
von 130.000 € bei Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträgen und von immerhin 500.000 €
bei Bauaufträgen gewählt werden kann.

Weitere Erleichterungen. Die Novelle bietet
dem öffentlichen Auftraggeber zusätzliche
Möglichkeiten für KMU-freundliche Aus-
schreibungen: Erstens kann er sich nunmehr
im gesamten Unterschwellenbereich auf eine
Eigenerklärung der Unternehmer stützen und
muss bei größeren Auftragswerten nicht mehr
festgelegte Nachweise einfordern. Zweitens
kann der öffentliche Auftraggeber den Zeit-
raum, innerhalb dessen Referenzprojekte zum
Nachweis der technischen Leistungsfähigkeit
aufgeführt werden müssen, von drei Jahren
auf bis zu zehn Jahre erstrecken. Obige Aus-
führungen beziehen sich auf den „klassischen
Bereich“, die Neuerungen werden im Sekto-
renbereich mit einigen Anpassungen aber
übernommen. Als Fazit kann also festgestellt
werden: Die Reform soll eine Kostenentlas-
tung für öffentliche Auftraggeber und Unter-
nehmer bringen. Weitere Schritte des Ge-
setzgebers werden aber notwendig sein, um
KMU einen besseren Marktzugang zu er-
möglichen. Entsprechende Vorschläge der Eu-
ropäischen Kommission für neue Vergabe-
richtlinien liegen bereits auf dem Tisch.
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Der Begriff „Compliance“ –
rechtskonforme Unterneh-
mensführung – ist seit gerau-
mer Zeit aus dem modernen
Wirtschaftsleben nicht mehr
wegzudenken. Das Zentrum
für Wirtschafts- und Finanz-
strafrecht der Universität
Wien hat daher Ende 2011 ge-
meinsam mit seinem Koope-
rationspartner Deloitte ein
Fachsymposium unter dem
Titel „Zauberwort Complian-
ce?“ veranstaltet. Der Verlag
Manz hat nun die damals ge-
haltenen Vorträge in einem
Band zusammengefasst. Als
Herausgeber fungiert Peter

Lewisch, der Rechtsanwalt
und Universitätsprofessor am
Institut für Strafrecht und Kri-
minologie der Universität
Wien und Leiter des dortigen
Zentrums für Wirtschafts-
und Finanzstrafrecht ist. In
den Vorträgen wurden u.a.
 folgende Themen behandelt:
Grundlagen und Grenzen der
Compliance, Compliance zwi-
schen Recht und Wirtschaft
sowie Whistleblowing und
Kronzeugenprogramme. (am)

Zauberwort Compliance, Ver-
lag Manz, 32 €, ISBN: 978-3-
214-00710-2
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Hatten Sie beim Umzug von
einem EU-Land in ein ande-
res schon einmal Schwierig-
keiten? Gab es Probleme beim
Onlineshopping in einem an-
deren EU-Land? Welche Art
von EU wünschen Sie sich für
das Jahr 2020? 

Bis zum 9. September 2012
hat jeder EU-Bürger die Ge-
legenheit, zu sagen, was er von
seinen Rechten als Bürger der
EU hält. Hintergrund für die
Befragung ist das Bemühen
der Europäischen Kommissi-
on, die Bürgerrechte inner-
halb der EU zu stärken. Die
Kommission lädt daher dazu

ein, die öffentliche Konsulta-
tion „EU-Bürger: Ihre Rech-
te, Ihre Zukunft“ auszufüllen.
Die dort abgegebenen Stel-
lungnahmen werden in den
nächsten Bericht über die
Unionsbürgerschaft einflie-
ßen, der 2013 – pünktlich zum
Europäischen Jahr der Bürge-
rinnen und Bürger – veröf-
fentlicht werden soll.

Unionsbürgerschaft
Bereits 2010 legte die Euro-
päische Kommission einen
Bericht über die Unionsbür-
gerschaft vor, um die Europä-
er über ihre Rechte als EU-

Bürgerinnen und  -Bürger zu
informieren. Darin wurden
die wichtigsten Hindernisse
für eine umfassende Wahr-
nehmung der Unionsbürger-
rechte ermittelt und Maß-
nahmen zu deren Überwin-
dung aufgezeigt. Einige die-
ser Maßnahmen wurden seit-
her ergriffen, andere Vor-
schläge der Kommission wer-
den derzeit noch im Europäi-
schen Parlament und im Mi-
nisterrat erörtert. (am) 

Teilnehmen kann man unter:
http://ec.europa.eu/yourvoi-
ce/index_de.htm

EU-KOMMISSION Neuer Bericht zur Unionsbürgerschaft

Europäische Union befragt ihre Bürger


